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mark . Ueber die Vereinigung der eroberten

deutschen Länder mit der preußischen Mo -

narchie , schreibt ferner die „Prov . - Corr . " :
Die Vereinigung soll in der Weise vor sich gehen ,

daß der König mit Einwilligung des Landtags zunächst
und unverweilt die Regierung über jene Länder über -
nimmt , und daß demnächst Alles , was Behufs des Ein -
tritts derselben in das preußische Staatsgebiet einer be-
sonderen Regelung beoarf , den Bestimmungen der Per -
fastung gemäß durch ein ausdrückliches Gesetz endgültig
geregelt werde . — — Warum aber erfolgt denn da die

Trotz den bestimmten Versicherungen der „Kreuz -
Zeitung " ist der definitive Friedensabschluß unter
den verschiedenen Mächten Deutschlands noch
nicht vollständig erfolgt . Tie „ Prov . - Corr . " be -
richtet darüber . �Besitzergreifung nicht ohne Weiteres aus Grund des Ar-

« � " °lls - >t ' g günstigen . ikel « 2 „er Verfassung ? Warum wird der König erst
Fortgang gehabt . Du B- rhandlung - n mit Oesterreich �� Artikel 55 ermächtigt , die Herrschaft über jene

n Prag ) h- b - n zu e uer voll and . g - u Berstand . gung �nder zu überuebmen , während die wirkliche endgültigeüber alle sachlichen Punkte g- ,uhrt ; behufs wirklichen » nv ( Simiim, ™ hrrülben in den LJi .
Ablchlnsses waren nur »och einige Formtragen zu erle -
digeu . Die lltiterzeichnung des Friedens wird täglich
erwartet
Staaten
falls der Sache nach als beendigt anzusehen . Mit Würt

Einverleibung und Einfügung derselben in den preußi -
schen Staatsverband und in die preußischen Slaatsein -

�,c irn . - rzctwnung res ,zruocne wir ° - agriw Dichtungen erst noch vorbehalten wird ? Di - Antwort
. D. e V- rhaudl . . . ,g n m. t den süddent che » � eg dringend nothwendig ist . daß d: - bestimmt -

welche ,n B rlm g- llhrt worden , Msd gleich - �stricht . mg und Berkündiqunq der dauernden preußi .Aufrichtung und Verkündigung der dauernden pmißr
I schen Herrschaft in jenen Ländern unverweilt erfolge , —

ratS bet *iT Tni3Cn i�l ��di - v ll�Ei�� d » �- 7tn �Ver .
� f L t n. fassungs . und Berwaltungs Einrichtungen Preußens noch

� . 5 . o "["l**- ,Tl \ vielfache Vorbereitungen erfordert . - - Di - Regierung
Z f<Zttt . " ' »ur » brundung k. nn / obwohl ihr - Willensmeinung von vorn herein
de « südlichen G- b. - ts des bisherigen Kurfürstenthums t ! ini ' anbm � tie bn Bereinigung der neu erwor -

ki� u u o> /. ? »> - aVIt ' firi «S benen Länder mit der preußischen Monarchie , nur den
grafschaft Hesten - Homburg und d- S ausschließliche Be - von ihr vorgeschlagenen Weg gehen - zuerst und sofort
satzungsrecht der bisherigen BundeSfestung Mainz , wah - u - bern - hm- der Regierung ( und dazu Genehmigung der
rend d. e Provinz Oberhefsen >n den militärischen und , ��esvertretung auf Grund des Artikels 55. der Per -
pol , tischen Verch - nd de « Norddeutschen Bunde « tritt .

fass . ,ng ) . j - doch zu dem klar ausgesprochenen Zwecke , um
Sämmtl . che Staaten zahlen KrugSkosten » n Preußen , Näherer Priifung der V- rhältniffe und Besonder -
Bayern 30 Millionen Gulden Württemberg 8 Millionen

h�. eu der einzelnen Länder die staatsrechtlich - Stellung
J � Regierung hat sich bei den ge- derselben innerhalb des preußischen Staatsverbandes

sammten Fr . - d - ns . V- rh - ndlung - n lediglich von großen i auf & b b g' Artikels 2 der Verfassung endgültig
« SS ÄSS - JSÄÄKÄ Ad « . mkleinlicher Vergeltung oder bloßer Ländersuchl leiten las
sen. Ihre Hauptaufgabe war die Schöpfung eines träs
ligen Norddeiilschen Bundes und in demselben eine «
starken und fest zusainmenhängenden preußischen Kerns .
Deßhalb mußten in Norddeutschland alle anderweitigen
Rücksichten zurücktreten . Was Süddeutschland betrifft ,
so ging die Regierung davon aus , daß dort die Erwer -
bung eine « größeren oder geringeren Landstrichs nicht
ins Gewicht fallen kann , gegenüber dem großen natio -
len Interesse der sofortigen Anbahnung günstiger Bezie -
hungeii zwischen Preußen und dem deutschen Süden .
Dieser Gesichlspunkk und die darauf begründete mildere
Behandlung der süddeutschen Staaten haben auf Seiten
derselben die vollste Würdigung gefunden , und e« ist
zuversichtlich anzunehmen , daß die Friedensverhandlungen
dazu gedient haben , hoffnungsvolle Anknüpfungen zwi

läufige Vereinigung mit der preußischen Krone , vorbe
halllich späterer Vereinigung mit der preußischen Mo -
narchie , sondern um eine vorläufig - Besitzergreifung
Namen » der preußischen Monarchie , vorbehaltlich weite -
rer Regelung der staatsrechtlichen Verhältniffe innerhalb
des Verbandes der preußischen Monarchie .

Die Verhandlungen zwischen Preußen und dem

Herzoge und dem Erbprinzen von Mein in gen
nehmen , wie verlautet , mehr Zeit in Anspruch , als
man nach der politischen Bedeutung des Ländchens

voraussetzen sollte . Es handelt sich , wie es scheint ,
um die Alternative , daß entweder der gegenwär -
tige Herzog , ein alter Herr von sehr standhafter
österreichischer Gesinnung , bleibt , aber als Kriegs -

scheu dem N ° rde ,1 .1n d Sitde 11D eu t schlan d Szube g r ü n- - ntschädigung die Grafschaft Camburg (bei Raum -

den . und dadurch ein neues Unterpfand für eine heil - bürg und außer Zusammenhang mit dem übrigen
same nationale Entwickelung Gesammtdeutschlaiids zu Herzogthum ) abgibt , und sich mit dem Rest dem

gewähren . � norddeutschen Bunde anschließt , oder daß der Erb -
Außer dem nationalen Interesse und der darauf prinz , der von jeher für einen engeren Anschluß

gegründeten milderen Behandlung der süddeutschen vi - a». üh - r v. - iä pöhv .

Staaten scheinen doch auch Rücksichten auf das

Ausland , insbesondere auf Frankreich , eingewirkt
zu haben , zugleich , und mit den Rücksichten auf
das Ausland , aber auch der Wunsch , den Frie -
densschluß zu beschleunigen und vollendete That -
fachen zu schaffen . Der Großherzog von Hessen
kommt dadurch in eine gleiche Lage zum nord -

deutschen Bunde , als früher der König von Däne -

an Preußen war , die Regierung über das Länd -

cken , das dann in seinem Umfange erhalten blei -
ben würde , übernimmt . — In Stuttgart hat
die „deutsche Partei " am 21 . August eine Volks -

Versammlung veranstaltet , in welcher folgende von
dem Abg. Prof . Römer aus Tübingen , begrün -
dete Resolutionen , welche mit unserer Anschauung
ziemlich übereinstimmen , einmüthig gefaßt wurden :

1) Nachdem der deutsche Bund aufgehört hat zu be- !

' stehen und Oesterreich daraus verzichtete, ' an der Neu -
! gestaltung Deutschlands Theil zu nehmen , ist die Schaf -

fung eines kräftigen deutschen Staatenwesens nur möglich
durch Anschluß sämmtlicher deutscher Staaten an Preu -
ßen . Dieser Anschluß ist zu verwirklichen in einem Bun -
desstaat , in welchem die diplomatische und militärische
Führung Preuße » übertragen ist , die Freiheitsrechte des
Volkes im Parlament gesichert sind . 2) Die Beschrän -
kung die >eS Bundesstaats ans die nördlich vom Main
liegenden Staaten , wodurch wir vom Parlament nnd
der gemeinsamen Gesetzgebung ausgeschloffen sind , wider -
sirebt den nationalen politischen » nd volkswirlhschaft -
lichen Julercssen des deutschen Volkes für jetzt und
immer . Wir proiestiren gegen die Trennung Deutsch -
land « durch die Mainlinie , gegen jeden Versuch , die süd -
deutschen Staalen zu einem eigenen politischen Organis -
mns zusanimeuziischließen . der leicht zu einem Gegensatz
gegen den Norden sich entwickeln würde , sür die Freiheil
keine Garantie böte und dem Auslände nur ein will -
kommenes Feld seiner Einflüffe nnd Interessen wäre .
In der That ist diese Trennung mir eine Forderung
des Auslandes , welches darin durch die Bestrebungen
der particlilaristischen Elemente unterstützt wird . 3) Läßt
sich aber auch der Eintritt SllddeutschlaudS in den Bun -
desstaat nicht in diesem Augenblick verwirklichen , so er -
wächst für uns um so mehr die Aufgabe , allem den -
jenigen entgegenzutreten , was die vorläufige Trennung

�zu einer definitiven machen könnte , dagegen alle diejeni
gen nationalen Beziehungen zu Pflegen und zu entwickeln ,
die uns schon jetzt als gemernsame bleiben , und dadurch
dem völligen Anschluß vorzuarbeiten . Vor Allem wird
die Regierung darauf bedacht sein müffen , daß da « Band
des dentschen Zollvereins erhalten würde und daß
schon jetzt eine Verständigung mit Preußen über eine
gemeinsame Organisation des Heerwesen « erfolge .
4) Diese Forderung rechtsertigt sich einmal durch
die Erfahrungen des letzten Krieges , in welchem die
Tapserkeil unserer Soldaten scheiterte an den Mängeln
der Organisation und der Oberleitung ; sie rechtfertigt
sich mehr noch durch die Gefahren , welche von Seilen
eines eifersüchtigen und begehrlichen Nachbars den deut -
schen Grenzen drohen . Ein Angriff von Außen , gerich -
tet gegen die Integrität des dentschen Gebietes , muß die
Heere Deutschlands in einer Erfolg versprechenden Or -
ganisation nnd unter Einer Fahne finden !

Die Zahl der schwebenden Fragen in Oester -
reich ist in den jüngsten Tagen plötzlich um eine

neue , ganz unerwartete , vermehrt worden : um die

ruthenische . Eine solche bestand zwar schon früher ,
aber nicht in dem internationalen Sinne , den man
ihr jetzt gerne beilegen möchte . Der jüngste Artikel
des »fficiösen Blattes der ruthenischen Partei
„ Slowo " , war der erste Schritt in dieser Richtung .
Derselbe erklärt :

Die Polen wären in vollem Rechte gewesen , als sie
die Existenz der Ruthenen in Abrede stellten ; die man
bisher so benannte , seien stet « Russen vom reinsten Was -
ser gewesen , die mit ihren Brüdern in Moskau und
Kiew gleiche Sprache und Literatnr , Religion und Na -
tionalität besitzen . Nur um den etwaigen Argwohn der
Regierung zu beschwichtigen , sei im Jahre 1848 die
ruthenische Nationalität „erfunden " worden . Jetzt sei
es an der Zeit , die Maske abzuwerfen und sich offen als
Russen zu bekennen .

Natürlich wird diese Erklärung niit der fast
gleichzeitigen und einstimmigen Kundgebung der



russischen Zeitungen in Verbindung gebracht , wo -
nach ras von den stammverwandten Ruthenen be -

wohnte „ RothrujUand " , d. i. Ostgalizien . bis an
i >en Savefluß sammt dem Südabhange der Kar -

pathen , nach dem jetzt herrschenden Nationalitäten -

Principe früher oder später als Compensation für
die Vergrößerung Preußens an Rußland fallen muß .
Auch die Vorgänge in Candia können zu neuen

Verwickelungen mit Rußland führen . In diploma¬
tischen Kreisen , schreibt man der „ A. A. Z. " , ist
es eiu öffentliches Geheimniß , daß Graf Bismarck
dem Fürsten Gortschakoff wissen ließ : er werde ihn

zum Dank für die „freie Hand " , die Preußen m>

Deutschland gelassen wurde , im Orient in derselben

Weise unterstützen , und so dürfte denn die Fürsten -
thümerfrage im Süden dieselbe Rolle spielen , welche
die Herzogthümertrage im Norden gespielt . — Das

„ Vaterland " veröffentlicht einen Brief aus Pest ,
welcher sagt , daß die Regierung sofort nach Unter -

zeichnung des Friedens ein verantwortliches Mi -

nisteriuni für Ungarn ernennen würde . Baron

Sennyey würde in diesem Kabinet , welches , wie

verlautet , von hochkonservativem Charakter sein

wird , einen hervorragenden Platz einnehmen . Der

ungarische Landtag würde von diesem Ministerium
Ende September wieder eröffnet werden .

Aus Paris wird der Wiener „Presse " gemeldet ,
daß die Pariser in Folge der Krankheit des Kaisers
in nicht geringer Aufregung gewesen sind . Theils

befürchteten sie bei dem etwa eintretenden Tode des

Kaisers den Umsturz der bestehenden Ordnung ,
theils hoffen sie auf ihn . An den letzten Abenden

vor der Ausfahrt des Kaisers in das Boulogner
Hölzchen sollen sogar nach der „ Presse " in Paris
Sichcrheitsmaßregeln angeordnet , und ein außer -
ordentlicher Patrouillendienst eingerichtet gewesen
sein . Dasselbe Blatt bringt außerdem einen Brief
aus Paris über „ Frankreich und die Umwälzungen
in Europa, " dem wir folgende Stellen entnehmen :

Die Bildung eines starken norddeutschen Staates hatte
der Kaiser schon in seinen Jugendschriften einen echt Na -

poleonischen Gedanken genannt , und wenn jetzt von
Berlin aus in der Manier seines großen Oheims dictirl
wird , daß die Dynastien von Hannover , Kurhessen und

Nassau aufgehört haben z» bestehen , so muß doch Napo -
leon III . in diesem Verfahren die Zilge politischer Wahl¬
verwandtschaften erkennen . Der Vertreter Preußens am
hiesigen Hofe hat mehr als je den Schein der Wahrheit
für sich, wenn er behauptet , seine Regierung sei nicht
gewillt , dem Einheitsstreben der Deutschen zu dienen ,

, sondern dasselbe in den gemessensten Schranken zu halten .
— — Und mit der Sprödigkeit , die Preußen neuerdings
gegen die Einmischung Frankreichs in die deutschen An-

gelegenheiten an den Tag gelegt hat , söhnt man sich hier
durch den Gedanken aus , daß in der Thal bei dem

gegenwärtig so ausgeregten Zustande der Gemtither in
Deutschland ein unzeitgemäßes Vorgehen Frankreichs
das beste Mittel wäre , die hier gefürchtete und von
Preußen vorläufig nicht erstrebte deutsche Einheit dem
Ziele entgegcnzusllhren - - Das französische Volk ist
in dem ruhigen Glauben an seine Suprematie auf dem

Festlande erschüttert ; ja Diejenigen , welche voll Vertrauen
an die Aufrichtigkeit des Entgegenkommens der prenßi -
schen Regierung gegenüber den Kammern glauben , be-

ginnen sogar zn fürchten , von Preußen nicht blos in

Beziehung aus äußere Machtstellung überflügelt zu wer -
den . So tritt , durch das Gewicht aller Beweggründe
der auswärtigen Politik , auf ' s Neue da « schwierige
Problem liberaler Reformen im Innern vor das zweite
Kaiserreich . Man wird ernstlicher als je an die Lösung
desselben denken , und sich vor dem Wahne hüten müssen ,
mit Concessionen in Betreff des Luremburg - GartenS , mit
der Stiftung von Jnvalidenlassen für die Arbeiter und
dgl . die Aufmerksamkeit des Volkes ablenken zu können .
u. s. w.

Die Pariser Presse kann sich noch immer nicht
mit den preußischen Annexionen befreunden , und

wenn auck die Compensationsfrage für jetzt bei
Seite geschoben ist , so ist der Ton , welcher in der

Presse gegen Preußen angeschlagen wird , kein freud -

schaftlicher . Sogar das bisher so preußenfreund -
liche „ Journal des Debats " wendet sich in längeren
und sehr scharfen Auslassungen gegen Preußen ,
weil die Einverleibungen Nassau ' s , Frankfurt ' s ,

Hannover ' s und Kurhessens , insofern sie ohne Be -

rufung an das allgemeine Stimmrecht geschehen ,
uns in die barbarischen Zeiten roher Eroberung
zurückversetzten . Der Artikel verdient um so mehr

Beachtung , als er aus dem Ministerium des Aeußern

stammt . Was der Kaiser dabei denkt , ist eine an -

dere Frage ; vorläufig schweigt er nach gewohnter
Weise und läßt Drouyn de Lhuys und seinen gu -
ten Freunden freies Spiel . Natürlich regen sich
auch wieder sofort die „ deutschen " Elemente , welche
in Paris im Sinne und Auftrage der Herren
v. Beust , v. Dalwigk , v. d. Pfordten u. f. w. wir¬
ken und finden eifrige Förderung bei den Legiti -
misten , Orleanisten und Klerikalen . —

Die Vorberathungen wegen des Friedens zwischen
Italien und Oesterreich haben in Paris begonnen .
Die Unterhandlung ist nach der „ Italic " eine dop -
pelte . Italien muß zuvörderst mit Frankreich un -
terhandeln , welchem Venetien abgetreten ist, und ,
obgleich es Frankreich niemals in den Sinn gekom-
inen ist , sich diese Provinz zuzulegen , so ist die

Abtretung dessenungeachtet eine vollendete Thatsache
und eö hängt von Nienianden ab , sie ungeschehen
zu machen . Sodann müssen Italien und Oester -
reich zusammen unterhandeln , um die Friedensbe -
dingungen festzustellen . Die Stadt , wo dieser
zweite Theil der Unterhandlungen statthaben wird ,
ist noch nicht bezeichnet . Vielleicht wird es auch
Paris sein , doch ist dicö noch nicht gewiß . Der

Stand , der Verhandlungen betreffs Italiens ist
überhaupt schwer zu übersehen , da dieselben sehr
verwickelter Natur sind . Es wird über Italien

zwischen Preußen und Oesterreich , zwischen Oester -
reich und Italien , zwischen Oesterreich und Frank -
reich und zwischen Italien und Frankreich verhan -
deli . Kein Wunder also , wenn die Nachrichten oft
sehr verworren und schwer zu enträthseln sind .
Und um endlich die Verwirrung voll zu machen ,
berichtet noch die „Presse " , daß Herr von Brenner
dem Baron Werlher den Standpunkt Oesterreichs
in der italienischen Frage dahin erklärt hat , daß es
die Abtretung Venedigs an Napoleon durch die

eingetretenen Verhältnisse nicht als aufgehoben er -
klären könne , wie übrigens bei den Verhandlungen
in Nikolsburg durch das Einverständniß mit den

französischen Bevollmächtigten schon damals darze -
than sei . Ueber das Verhalten Preußens zu Jla -
lien schreibt man ferner dem „ I . d. D. " aus Florenz :

Mit der Zeit fällt mehr Licht auf die einzelnen Pha -
s- n des Krieges und der Unterhandlungen . Man glaubt
heute zu wissen , warum Preußen so plötzlich in seinem
Siegeslauf angehalten und mit solcher Eile und ohne
sich weiter um Italien zn kümmern , Frieden geschlossen
hat . Da « Berliner Cabinet , heißt es, hat mit argwöh -
nischem Auge aus die Unthätigkeit der italienischen Armee
vom 24. Juni bis zum 5. Juli geblickt . Die damals
vollzogene Abtretung BenetienS kam ihm verdächtig vor ,
kurz , es glaubte sich hintergangen . Darum beschränkte
es sich auch auf Einhaltung seiner schriftlich niedergeleg -
ten förmlichen Zusicherungen gegen Italien und schien
sich wenig darum zu kümmern , was fernerhin seinem
Alliirlen noch zustoßen könne . Diese Thatsachen sind auch
dem Rücktritt des Generals Lamarmora nicht fremd .
Denn als Chef de « Generalstabs und Minister ohne
Portefeuille trug er die Verantwortlichkeit dafür . Es ist
übrigen ? begreiflich , mit welcher Zurückhaltung ein solcher
Gegenstand besprochen werden muß , zumal die italienische
Regierung immer ihre » eigenen Eingebungen gefolgt ist .
Bielleicht ist der Verdacht des preußischen Eabinets ei »
unbegründeter , jedenfalls aber hat er aus da « preußische
Verhalten einen großen Einfluß ausgeübt .

Die neuesten Depeschen leugnen jedoch das Ge -
rückt ab , nach welchem Lamarmora ' S Entlassung
durch angebliche Einflüsse des Auslandes hervor -
gerufen worden sei . — Aus Rotn wird bericklet ,
daß der Pabst des Kampfes gegen Piemont müde

sei. Die Vergrößerung , die Unabhängigkeit , das

Wohlergehen , die Macht und der Ruhm des ita -

lienischen Vaterlandes sind nicht ohne Eindruck auf
ihn geblieben , und wenn seine Würde als Ober -

Haupt der Kirche sichergestellt , sein geheiligter Cha -
rakter geachtet und seine Freiheit garantirt wird ,
so würde sein väterliches Herz Victor Emanuel

gern die Arme öffnen . Man spricht von einem

Briefe des Kaisers der Franzosen an den Köntg
von Italien , der für die Veröffentlichung bestimmt
ist und die künftige Stellung Roms und des Pab -
stes zu Italien berührt .

Ein Reformverein in Londv » ist in einem
Streit mit dem Privatsecretär der Königin begrif -
fen . Der Vorsitzende , de Gruyter , schrieb an Sir

Thomas Biddulph , um eine Audienz bei Ihrer Ma -

jestät für eine Deputation nachzusuchen , welche ihr
die Beschwerden des Volkes vortragen wollte . Die -

fer verwies den Schreiber an den Minister des

Innern , ertheilte auf ein wiederholtes Gesuch die
nämliche Antwort . Der unermüdlicke de Gruyter
läßt sich dadurch nicht abschrecken , wird nur um so
dringender in dem Gesuche , Ihre Majestät noch .
vor deren Abreise nack Schottland zu sprechen ,
„ da Arbeitsleute nicht ihre Zeit damit verlieren

könnten , so weit nachzureisen, " und stützt gesetzes -
kundig feine Forderung auf Statute aus der Zeit :
Karl ' s II . und Wilhelm ' s III . , wonach jede zehn
Untcrlhanen das Recht besäßen , Ihrer Majestät
eine Petition zu überreichen . Gesetz und Berfas -
sung kenne keine Minister . Da auch diese Deduc -
tionen kein besseres Resultat zu erzielen vermach -
ten , so wendet sich de Gruyter nun mit seinen Vor -

stellungen direct an Ihre Majestät . Merkwürdig -
keits halber seien sie wörtlich mitgetheilt :

Aus der Correspondenz zwischen Ihrer Majestät
Privatsekrelär und mir ist Grund , zu tllrchten , daß man
unser Vorhaben , Ihre Majestät zu sprechen, vereiteln
will . Ein solche « Verfahren würde aber die Krone ge-
sährden , und al « loyale und treue Unterthanen müssen
wir Alles verdammen , waS Ihre Majestät in eine falsche
Stellung zn bringen geeignet ist . Nach dem Präcedenz -
falle aus der Zeil Jakob ' s II . wird durch die Entfernung
des Souverains aus dem Lande , verbunden mit Versu - j]
chen, die Freiheiten des Volkes zu verkürzen , der Thron
erledigt , uud ich brauche Ihrer Majestät nicht erst zu
bemerken , daß nach diesem Präcedenzsalle eine Weige - i {;
runz Ihrer Majestät , uns zu sehen , verbunden mit der
Gewaltlhat , worüber wir Kiage erheben ( es handelt sich
um die Vorgänge im Hyde - Park ) , vor dem Gesetze einer
Abdankung gleichkommen würde . ->

Auch englische Blätter , unter anderen die „ Times " , i

obgleich bisher auf Seilen Preußens und für die

Einlgung Deutschlands unter preußischer Herrschaft ,
fühlen sich jetzt doch veranlaßt , eine Art von Trost -
und Abschiedsrede über den Untergang des Hanno -
ver ' schen Köntgsreichs und für die abgesetzte Dy -
»astie zu halten .

In Amerika ist man weniger erfreut über
den endlich gelegten atlantischen Telegraphen , als
von den Friedensbotschaften aus Dentfckland . Man

beklagt sich über die enormen Preise für die De -

peschen . Es kostet z. B. eine Depesche von 20
Wörtern bis Deutschland 105 Dollars Gold . Da
kann sich freilich nur ein Millionär das Bergnü -
gen machen , seinen Freunden in Deutschland „ Guten
Morgen " zu sagen . Besonders ist man aber in

geschäftlichen Kreisen beunruhigt über die Wirkun -

gen , welcke das transatlantische Kabel auf den
Geschäftsverkehr üben würde , da zuvörderst wenig -
stens nun die Großindustrie und die reichsten Bau -

quiers und Kaufleute sich denselben zu Nutze
machen werden , wodurch den übrigen Geschäfts -
treibenden die größten Nachtheile erwachsen müssen .
Die Zahl der Depeschen schwankt täglich jetzt erst
zwischen 20 und 25 oder 3000 bis 5000 Dollars
Gold .

Deutschland .
Vcrlin , 23 . August . fAbgeordnetenhaus . j

Am 20 . August fand die erste Commissionssitzung
des Abgeordnetenhauses für das Wahlgesetz für
den Reichstag des norddeutschen Bundes . $1
statt . Die an die Staatsregierung aus der Com -

Mission Betreffs des Wahlgesetzes gerichteten Fra -

gen wurden dahin beantwortet , daß die preußische
Regierung mit den Regierungen , die den Bund

bilden , eine darauf bezügliche Vorlage vereinbaren

würde , die durck einen Staatsverlrag festgestellt
werden solle . Mit einigen Regierungen , wie z. B.
denen der thüringischen Staaten , seien die VerHand -

lungen so weit gediehen , daß die Zusage zum Ein -
tritt in den Bund erfolgt sei ; mit andern , wie mit
beiden Mecklenburg und Oldenburg werde noch
darüber verhandelt ; mit Sachsen , Sachsen - Meinin -

gen und Reuß ältere Linie könne erst später ver -

handelt werden , da sie sich zur Zeit noch im Kriegs -
zustande mit Preußen befinden . Hieraus ergebe
sich gleichzeitig der Umfang des Bundes . Auck die
nickt zuni ehemaligen deutschen Bund gehörigen
preußischen Landestheile werden nach §. 1 der Vor - :

läge ( jeder Preuße ist Wähler und wählbar ) zum
norddeutschen Bunde gehören . In Sachsen werde
die preußische Civilverwaltung voraussicktlick die

sofortige Vornahme der Wahlen ohne Rücksicht auf
den Friedensschluß veranlassen . Betreffs Luxem -
burgs schweben die Verhandlungen noch , doch sei
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